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Die Bundesrepublik Deutschland und die Frankfurter 

Allgemeine Zeitung feiern im Jahr 2024 ihren 75.  Ge-

burtstag. Diese Duplizität hat uns ermuntert, an Weg-

marken der Geschichte der Bundesrepublik Deutsch-

land aus der Perspektive der F.A.Z. zu erinnern. Unser 

Rückblick spiegelt die Vielfalt der Interessen, Formate 

und Betrachtungsweisen einer großen, in ihren Ressorts 

dezentral verfassten Redaktion. Daher erinnert seine 

Gliederung an die Buchstruktur in der Zeitung. Der 

 Titel „Die Wahrheit der Tatsachen“ entstammt dem 

Aufmacher der Erstausgabe vom 1. November 1949.

Wir lassen die Leser an bedeutenden historischen 

Ereignissen wie der Gründung der Bundesrepublik, 

der Wiedervereinigung und der Europäischen Wäh-

rungsunion teilhaben. Wir erinnern auch an die 

 großen intellektuellen Debatten, an prägenden gesell-

schaftlichen Wandel, an Sternstunden des Sports und 

an die beeindruckende Nachkriegsentwicklung Frank-

furts am Main.

Auch die Frankfurter Allgemeine Zeitung gehört zur 

Geschichte dieses Landes. Daher erö�nen wir den 

 Lesern in kurzen Texten Einblicke in die F.A.Z., ohne 

damit eine Geschichte der Zeitung liefern zu wollen. 

Diese Einblicke verdeutlichen, dass es ihre Mitarbeiter 

sind, die in der Vielfalt ihrer Talente und Tätigkeiten die 

F.A.Z. zu dem machen, was sie seit nunmehr einem 

Dreivierteljahrhundert ist: eine wichtige publizistische 

Stimme in der Bundesrepublik Deutschland. 

Gerald Braunberger

Herausgeber der F.A.Z.

VORWORT
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EIN FESTES 
 FUNDAMENT
Seit 75 Jahren fühlt sich die Frankfurter 

Allgemeine Zeitung einem Qualitäts-

journalismus im Geiste der Freiheit und  

der Unabhängigkeit verpflichtet. Diese 

Prinzipien behalten ihre Gültigkeit auch  

in der digitalen Medienwelt. 

Der Aufmacher der am 1. November 1949 erschienenen Erstausgabe der Frankfurter Allgemeinen 

Zeitung trug den programmatischen Titel „Zeitung für Deutschland“. Die Schöpfer der F.A.Z. verstan-

den sich als Boten der Freiheit, „dieses kostbarsten aller irdischen Güter“. Sie wollten in Unabhän-

gigkeit eintreten für die junge parlamentarische Demokratie und für eine freiheitliche und soziale 

Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. 

Unter den nach dem Zweiten Weltkrieg neu gegründeten Blättern war die F.A.Z. ein Spätankömm-

ling, und in ihren ersten Jahren erschien ihr Überleben angesichts erheblicher wirtschaftlicher 

Schwierigkeiten nicht gesichert. Die finanzielle Erstausstattung stellten Unternehmen vor allem aus 

Süddeutschland bereit. Von den marktwirtschaftlichen Überzeugungen Ludwig Erhards geprägt, 

wollten sie die Gründung eines der Sozialen Marktwirtschaft verpflichteten Blattes unterstützen. 

Eine führende Rolle unter den Vertretern der Unternehmen nahm in der Gründungsphase Alex Ha�-

ner, der Generaldirektor des Schuhherstellers Salamander, wahr. Er leitete später viele Jahre den 

Verwaltungsrat der F.A.Z.

Eine publizistische Basis für das Unterfangen bot die überregionale Ausgabe der „Mainzer Allgemei-

ne“, zu deren Redaktion mehrere frühere Chefredakteure ehemals angesehener, nach 1933 unterge-

gangener Zeitungen gehörten. Aus der überregionalen Ausgabe der „Mainzer Allgemeinen“ entstand 

die in Frankfurt ansässige Frankfurter Allgemeine Zeitung. Ihr Kapital befand sich anfangs zu 51 Prozent 

Einblick
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in den Händen der Wirtschaftspolitischen Gesellschaft von 1947, die als Treuhänder für die kapitalge-

benden Unternehmen fungierte. Der Verlag der „Mainzer Allgemeinen“ hielt die verbleibenden Anteile.

Die F.A.Z. wurde bis Herbst 1950 im etwas kleineren Rheinischen Format gedruckt, später dann im 

größeren Norddeutschen Format. Mit dem Titel „Frankfurter Allgemeine“ in der au�älligen Fraktur im 

Seitenkopf nahm das neue Blatt eine Anleihe bei der von 1856 bis 1943 erschienenen, seinerzeit hoch 

angesehenen „Frankfurter Zeitung“. Die in Antiqua gedruckte Unterzeile „Zeitung für Deutschland“ hat-

te Erich Welter erdacht. Welter spielte im Kreis der formal gleichberechtigten Herausgeber eine domi-

nierende Rolle. Daher wird er im Impressum als Gründungsherausgeber bezeichnet. 

Die neue Zeitung erhielt eine Verfassung, die bis heute den Gedanken der Freiheit und der Unabhän-

gigkeit atmet. Ihre Eigentümer traten mit dem Recht zur Gestaltung der geistigen, politischen und wirt-

schaftspolitischen Haltung der Zeitung ein wichtiges Verlegerrecht an ein Gremium unabhängiger He-

rausgeber ab, um die Zeitung vor jedem fremden Einfluss zu schützen. Der Herausgebervertrag schreibt 

diese für das deutsche Medienwesen ungewöhnliche publizistische Unabhängigkeit fest. Wenige Jah-

re später erhielten die Herausgeber Minderheitsanteile am Verlag, die sie als Verantwortungseigentum 

nach ihrem Ausscheiden an ihre Nachfolger weitergeben.

Die an der F.A.Z. beteiligten Unternehmen hatten ihr Engagement immer nur als eine Starthilfe 

betrachtet. Nachdem die Zeitung nachhaltig rentabel geworden war und die Unternehmen ihr ein-

geschossenes Geld zurückerhalten hatten, brachten sie ihre Anteile am 22. April 1959 in eine „FAZIT- 

Stiftung“ genannte gemeinnützige GmbH ein. Mit der FAZIT-Stiftung als Mehrheitseigentümerin der 

Zeitung war die F.A.Z. nunmehr auch gegen eine eventuelle Einflussnahme externer Kapitalgeber ge-

schützt. Da die FAZIT-Stiftung ihre Mittel für gemeinnützige Zwecke verwenden muss und daher die 

F.A.Z. finanziell nicht unterstützen kann, heißt dies aber auch: Die F.A.Z. muss ihr Geld selbst verdienen. 

Heute halten die FAZIT-Stiftung rund 94 Prozent und die Herausgeber rund 6 Prozent der Anteile an 

der F.A.Z. Gemeinsam garantieren sie den in der ersten Satzung der F.A.Z. festgeschriebenen Auftrag, 

„die Frankfurter Allgemeine Zeitung in voller Unabhängigkeit von Regierungen, Parteien und Interes-

sentengruppen auf freiheitlich-staatsbürgerlicher Grundlage zu führen“.

Einblick
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Der im Laufe der Jahre wachsende Erfolg beruhte auf dem in der Erstausgabe vom 1. November 

1949 angekündigten Konzept, für die F.A.Z. „müsste die Wahrheit der Tatsachen heilig sein; sie müss-

te sich der strengen Sachlichkeit in der Berichterstattung befleißigen; sie müsste auch den Anders-

meinenden gegenüber immer Gerechtigkeit walten lassen; und sie müsste sich bemühen, nicht an 

der Oberfläche der Dinge stehen zu bleiben, sondern ihre geistigen Hintergründe aufzusuchen“. 

Gleichzeitig gehöre zu diesem Typ von Zeitung „auch eine beträchtliche Volkstümlichkeit, ein An-

sprechen breiter Schichten – ohne ihre Umschmeichlung“.

Den Anspruch, Qualitätsjournalismus nicht nur für ein Nischenpublikum zu betreiben, setzte die 

Zeitung mit einer inhaltlichen O�ensive um. Einer möglichst umfassenden Berichterstattung diente 

nicht nur der Au�au eines großen Korrespondentennetzes im In- und Ausland, sondern auch die 

Scha�ung spezieller Themenseiten und Beilagen, die an dieser Stelle nicht vollständig angeführt 

werden können. So entwickelte sich aus dem „Stadtblatt“ die „Rhein-Main-Zeitung“ und aus der Sei-

te „Der Motor“ die Beilage „Technik und Motor“. Hinzu traten Beilagen wie „Natur und Wissenschaft“, 

„Reiseblatt“, „Bilder und Zeiten“ oder das „F.A.Z.-Magazin“. Im Jahr 2001 erschien die „Frankfurter 

Allgemeine Sonntagszeitung“ erstmals als überregionales Blatt; ihr war eine regionale Ausgabe vo-

rangegangen. 

Wie die Bundesrepublik Deutschland wusste die F.A.Z. ihr Fundament zu bewahren, aber auch mit 

der Zeit zu gehen. Früher als viele Wettbewerber ergänzte sie ihr Zeitungsangebot mit digitalen Aus-

gaben der F.A.Z. und der F.A.S. Das im Herbst 2018 lancierte, heute unter dem Namen FAZ+ verbreitete 

Abonnement auf die Homepage www.faz.net erweist sich als ein beliebtes, dynamisch wachsendes 

Produkt. Im Jahr 2023 hat der Bestand an digitalen Abonnements und Einzelverkäufen erstmals die 

Abonnements und Einzelverkäufe im traditionellen Print-Geschäft übertro�en. Die Zeitung in Papier 

bleibt jedoch weiterhin ein wichtiges Geschäftsfeld. Gleichzeitig erschließt sich die F.A.Z. mit News- 

lettern, Podcasts, Videos und einer starken Präsenz in den sozialen Netzwerken einen Platz in der digi-

talen Medienwelt. Dem Auftrag der Gründer, Qualitätsjournalismus im Geiste der Freiheit und der Un-

abhängigkeit zu betreiben, fühlt sich die F.A.Z. auch heute verpflichtet. Gerald Braunberger

Einblick
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Der Tag, an dem zusammenwuchs, was nach einem 

Ausspruch Willy Brandts zusammengehörte. 3. Oktober 1990 

in Berlin: Deutschland ist wiedervereinigt. Foto Barbara Klemm
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Eine Zeitungsredaktion beobachtet, analysiert und bewertet das Weltgeschehen. Dass sie und ihr Produkt 

selbst zur Nachricht werden, ist eigentlich nicht vorgesehen. Und doch passierte dies der F.A.Z. kurz vor 

Weihnachten 1999. Anlass war kein Jubiläum oder etwas Ähnliches, sondern eine handfeste Krise in der 

CDU, die sich zum Machtkampf auswachsen sollte.

Angela Merkel, zu diesem Zeitpunkt Generalsekre-

tärin der Partei, ließ der F.A.Z. einen Gastbeitrag aus 

ihrer Feder zukommen, in dem sie das Verhalten des 

ehemaligen Parteivorsitzenden und Bundeskanzlers 

Helmut Kohl heftig kritisierte. Dieser habe der Par-

tei „Schaden zugefügt“. Merkel benutzte auch den 

Begri� vom „Ende der Ära Kohl“, was innerhalb der 

Partei durchaus nicht alle so sahen. Sie legte eine 

Trennung von Kohl nahe, indem sie schrieb: „Wir 

kommen nicht umhin, unsere Zukunft selbst in die 

Hand zu nehmen.“ Die Partei müsse lernen, „in 

„SCHEIDUNG“ ÜBER DIE 
 ZEITUNG: ANGELA MERKEL, 
HELMUT KOHL UND DIE CDU

 Zukunft auch ohne ihr altes Schlachtross, wie Hel-

mut Kohl sich oft selbst gerne genannt hat, den 

Kampf mit dem politischen Gegner aufzunehmen. 

Sie muss sich wie jemand in der Pubertät von zu 

Hause lösen.“

Hintergrund dieses aufsehenerregenden Zeitungs-

artikels war ein Gerichtsverfahren gegen den ehema-

ligen CDU-Schatzmeister Walther Leisler Kiep. Da-

bei war gut einen Monat vor Merkels F.A.Z.-Artikel 

herausgekommen, dass die Partei ein System ver-

deckter Konten unterhalten hatte, von denen nur 
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der Parteivorsitzende Helmut Kohl und der Schatz-

meister gewusst hatten. CDU-Finanzberater Horst 

Weyrauch äußerte, auf diesen Konten seien Partei-

spenden „geparkt“ worden, zum Teil über Jahre. 

Kohl gab zu, dass er damit möglicherweise gegen das 

Parteien�nanzierungsgesetz verstoßen habe.

VERGEBLICHE  
APPELLE AN KOHL 

Am 16. Dezember 1999 gab Kohl im ZDF zu, dass er 

zwischen 1993 und 1998 insgesamt 1,5 bis zwei Mil-

lionen D-Mark illegal als Spenden für die Partei ange-

nommen habe. Dieses Geld tauchte in den Rechen-

schaftsberichten der Partei nicht auf. Das sei ein Fehler 

gewesen. Kohl verweigerte allerdings jede Auskunft 

über die Herkunft des Geldes. Er habe den Spendern 

per Ehrenwort Vertraulichkeit zugesichert. Und an 

dieses Versprechen werde er sich halten.

Dieses Verhalten Kohls stürzte die Führung der 

Partei um den Vorsitzenden Wolfgang Schäuble und 

Generalsekretärin Angela Merkel in große Verlegen-

heit. Beide hatten wiederholt bekundet, die A�äre 

um die illegalen Spenden aufklären zu wollen. Sie 

sahen sich aber durch Kohl behindert. Wiederholte 

Appelle an den ehemaligen Bundeskanzler, doch die 

Namen der Spender zu o�enbaren, führten zu nichts.

Die „Ära Kohl“, deren Ende Merkel in dem Zei-

tungsartikel beschworen hatte, hatte in den Monaten 

vor den Spenden-Enthüllungen noch als Glanzstück 

für die Partei, ihren ehemaligen Vorsitzenden und 

letztlich auch für das erst wenige Jahre zuvor wieder-

vereinigte Deutschland gegolten.

Kohl, Ehrenvorsitzender der Partei und „Ehren-

bürger Europas“, stand in hohen Ehren. Seine Ver-

dienste um die Einheit Deutschlands und Europas 

waren – und sind – unbestritten. Positiv vermerkten 

sowohl politische Freunde als auch Gegner, dass er 

die Wahlniederlage bei der Bundestagswahl 1998 

ohne Murren akzeptiert und einen Abgang mit gro-

ßer Würde hinbekommen hatte. Allenfalls wurde 

 gefragt, ob sich die Niederlage durch einen recht-

zeitigen Rückzug vor der Wahl womöglich hätte ab-

wenden lassen, weil die Sehnsucht der Wähler nach 

einem neuen Gesicht o�enbar übermächtig gewesen 

war.

Kohl war 25 Jahre Parteivorsitzender gewesen. Man 

sagte ihm nach, er kenne bis hinunter auf Kreisebene 

die führenden Funktionäre seiner Partei alle persön-

lich. Da viele von diesen Kohl ihre Karrieren verdank-

ten, konnte der Ehrenvorsitzende auf große Loyalität 

innerhalb der Partei bauen. Die stellte er nun aller-

dings durch sein Verhalten auf eine harte Probe.

„EHRENVORSITZ  
RUHEN LASSEN“

Kohls Schweigen in der Spendena�äre hießen auch vie-

le seiner Getreuen nicht gut. Aber Merkels Absetzbe-

wegungen vom Übervater Kohl wollten sie deshalb 

noch lange nicht mitmachen. Während die einen Kohls 

Weigerung, die Namen zu nennen, einen „permanen-

ten Verfassungsbruch“ nannten, plädierten die anderen 

für mehr Gelassenheit. Die historischen Verdienste 

Kohls seien weit gewichtiger als sein jetziges Fehlver-

halten in der Spendena�äre. Bezogen auf die Person 
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„Scheidung“ über die  Zeitung: Angela Merkel, Helmut Kohl und die CDU

Angela Merkel kamen schon zu dieser Zeit Argumente 

hoch, die auch in der Endphase ihrer Kanzlerschaft 

wieder geäußert wurden. Sie sei als Ostdeutsche nun 

einmal nicht so tief in der Partei verwurzelt wie andere. 

Bei diesen Charakterisierungen könnte auch Neid dar-

über mitgespielt haben, dass Merkels Aufstieg ohne die 

parteiinterne „Ochsentour“ vergleichsweise schnell 

und glatt vonstatten gegangen war.

In der deutschen Politik führte das ambivalente 

Verhalten Kohls, einerseits Verstöße gegen geltendes 

Recht zu gestehen, sich andererseits auf sein Ehren-

wort zu berufen, zu wilden Spekulationen. Politische 

Gegner fragten ö�entlichkeitswirksam, ob die Re-

gierung Kohl „käu�ich“ gewesen sei. Die neue Par-

teiführung, die sich im Laufe des Jahres 1999 über 

viele große Erfolge bei Landtagswahlen hatte freuen 

Als sie noch „Kohls Mädchen“ war: Angela Merkel auf dem CDU-Parteitag 1991.  Foto Barbara Klemm
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können, ahnte Schlimmes für bevorstehende Urnen-

gänge, zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen. Bei ei-

ner Vorstandssitzung am 18. Januar 2000 stellte sich 

die Parteiführung hinter Schäuble und legte Kohl 

nahe, den Ehrenvorsitz „ruhen“ zu lassen, bis alles 

aufgeklärt sei. Der legte daraufhin verärgert den  

Ehrenvorsitz der Partei nieder und vollzog seinerseits 

den Schnitt, den Merkel gefordert hatte.

SCHÄUBLE STÜRZT 
ÜBER GROSS-SPENDE

Einen der Wahlerfolge auf Länderebene hatte die 

CDU im ehemals „roten“ Hessen errungen. Aber 

auch dort gab es eine Spendena�äre, wie sich Anfang 

2000 herausstellte. Besonders peinlich wurde die Sa-

che in Hessen, weil dort die illegalen Spenden als „jü-

dische Vermächtnisse“ deklariert worden waren. Die-

se A�äre veranlasste den ehemaligen hessischen 

Landesvorsitzenden und früheren Bundesinnenmi-

nister Manfred Kanther dazu, sein Bundestagsman-

dat niederzulegen.

Die Krise der CDU gipfelte am 16. Februar im 

Rücktritt Wolfgang Schäubles als Partei- und Frak- 

tionsvorsitzender im Bundestag. Schäuble musste zu-

geben, dass er von einem Wa�enhändler 1994 einen 

Betrag von 100.000 D-Mark entgegengenommen 

und nicht als Spende deklariert hatte. Dies hatte er 

zuvor noch bestritten. Somit wurde das Ende der Ära 

Kohl zum Beginn der Ära Merkel.

Die ganze A�äre und vor allem der Umgang mit ihr 

zeigen, wie schwer sich historische Figuren und die sie 

tragenden Institutionen miteinander tun können. So 

wie Leben und Wirken der handelnden Personen end-

lich sind, so vom Prinzip her unendlich ist das Dasein 

von Institutionen, hier einer Partei, angelegt. Wenn 

die Person nach ihrem Ausscheiden aus der aktiven 

Politik in der ö�entlichen Wahrnehmung „unbe�eckt“ 

bleibt, ist das Nebeneinander beider erst einmal leicht.

Aber selbst dann kann ein Punkt kommen, an 

dem die Institution zu dem Schluss kommt, der oder 

die „Ehemalige“ bekomme jetzt auf ihre (der Institu-

tion) Kosten zu viel Aufmerksamkeit. Wenn, wie im 

vorliegenden Fall, der Person Fehler oder gar Geset-

zesverstöße vorgeworfen werden, ist es für die Insti-

tution einerseits leichter, sich von der Person zu lö-

sen. Andererseits läuft sie aber Gefahr, Teile ihrer 

Geschichte zu leugnen, auf der ihre Existenz zumin-

dest zum Teil beruht.

Dieses Dilemma hatte die CDU zu erdulden. Es 

hat die Partei Reputation gekostet, es hat ihren Vor-

sitzenden zum Rücktritt gezwungen. Aber die A�äre 

bedeutete nicht den dauerhaften Niedergang der 

Partei, den gerade Kohl-Unterstützer drohend am 

Horizont zu erkennen glaubten, wenn sich die Partei 

von ihrem „Kanzler der Einheit“ abwende.

Viele in der CDU hätten sich in den Jahren 1999 

und 2000 eine Situation wie die gewünscht, in der sich 

die Partei seit 2021 be�ndet. Wieder ist sie auf Bun-

desebene in der Opposition, wieder muss sie die Tren-

nung von einer prägenden Figur vollziehen. Angela 

Merkel, die Autorin des F.A.Z.-Artikels vom Dezem-

ber 1999, ist von Skandalen wie ihr Vorvorgänger 

Kohl verschont geblieben. Deshalb mussten ihre 

Nachfolger auch keine „Scheidung über die Zeitung“ 

vollziehen.  Peter Sturm

Politik
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JUGOSLAWIEN – EIN KON-
FLIKT VOR DER HAUSTÜR  
 ERREICHT DEUTSCHLAND

Der „Vielvölkerstaat“ in Südosteuropa entwickelte sich nach Ansicht vieler im Laufe der Zeit zu einem Land, 

in dem nur eine Volksgruppe, die Serben, Politik und Wirtschaft beherrschten. Loslösungstendenzen gab es 

schon lange, nach 1990 brachen sie sich auch mit Gewalt Bahn.

Die Verträge zur Beendigung des Ersten Weltkrieges 

hätten in einen Frieden des guten Willens münden 

können. Stattdessen ließen die Abkommen diejenigen 

zurück, die „saturiert“, also gut weggekommen, waren. 

Auf der anderen Seite waren die Revisionisten, die sich 

übervorteilt sahen.

Zu den „Saturierten“ gehörten auf den ersten Blick 

auch die Völker des neu entstandenen Staates Jugosla-

wien. Ihre nationalen Ambitionen hatten sie im ver-

meintlichen „Völkergefängnis“ Österreich-Ungarn 

nicht verwirklichen können. Nun lebten sie in einem 

Staat. Wie wenig dieser die Erfüllung nationaler Träu-

me bedeutete, merkten die Menschen schon bald. Das 

zeigte sich auch im Zweiten Weltkrieg, als sich zum 

Beispiel Kroatien für unabhängig erklärte und an der 

Seite Hitlers Krieg führte.

Nach 1945 sollte ein – freilich stark regional veran-

kerter – Kommunismus alles zum Guten wenden. 

Dieses System nahm für sich in Anspruch, den Natio-

nalismus überwunden zu haben. Somit hießen die 

weiter bestehenden Schwierigkeiten nun nicht mehr 

Nationalitätenkon�ikte, sondern „Sprachenstreit“. 

Konkret ging es in den späten 1960er-Jahren um das 

Ansinnen der kroatischen Teilrepublik, das Kroatische 
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als eigene Sprache und nicht als Teil einer „serbokroa-

tischen“ Sprache anerkannt zu sehen.

Johann Georg Reißmüller, zu dieser Zeit Korres-

pondent der F.A.Z. in Belgrad, hatte damit so etwas 

wie sein Lebensthema gefunden. Es war dies noch 

dazu ein �ema, mit dem die F.A.Z. berühmt werden 

sollte. Es führte in den Jahren 1990/91 zu dem Ur-

teil, hier habe letztlich ein Journalist der deutschen 

Außenpolitik die Feder geführt. Das frisch wieder-

vereinigte Deutschland gehörte bekanntlich zu den 

ersten Staaten, die Kroatien und Slowenien als un-

abhängige Staaten anerkannten. Mit dieser Haltung 

machte sich die Bundesregierung unter Helmut Kohl 

international nicht nur Freunde. Reißmüller war in 

Plötzlich bekommt der Krieg ein Gesicht: Flüchtlinge aus Bosnien-Hercegovina. Foto Mirko Krizanovic

Politik


